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§115
Beschlagnahme von Postsendungen

(1) Die Beschlagnahme der an den Beschuldigten gerichteten Briefe, 
Telegramme und sonstigen Sendungen auf der Post kann angeordnet 
werden. Ferner können auf der Post solche Sendungen beschlagnahmt 
werden, bei denen der Verdacht besteht, daß sie von dem Beschuldigten 
herrühren oder für ihn bestimmt sind und daß ihr Inhalt für die Unter­
suchung Bedeutung hat.

(2) Ergibt sich nach der Öffnung der Sendung, daß ihre Zurückhaltung 
nicht erforderlich ist, ist sie der Post wieder auszuhändigen.

(3) Der Teil eines zurückgehaltenen Briefes, dessen Vorenthaltung nicht 
durch die Rücksicht auf die Untersuchung geboten erscheint, kann dem 
Empfangsberechtigten abschriftlich mitgeteilt werden.

(4) Die Beteiligten sind von der Postbeschlagnahme zu benachrichtigen, 
sobald dies ohne Gefährdung des Untersuchungszweckes geschehen kann.

§ 116
Vermögensbeschlagnahme

(1) Die Vermögensbeschlagnahme wird unter Angabe des Tages und 
der Stunde schriftlich angeordnet. Die Anordnung hat dieselben Wirkun­
gen wie die Beschlagnahme einzelner Gegenstände. Sie umfaßt auch das 
Vermögen, das der Beschuldigte oder der Angeklagte während der Dauer 
der Vermögensbeschlagnahme erwirbt.

(2) Im Falle der Vermögensbeschlagnahme sind alle Maßnahmen zur 
Feststellung des Vermögens des Beschuldigten oder des Angeklagten zu 
treffen; insbesondere ist der Beschuldigte oder der Angeklagte bei seiner 
Vernehmung aufzufordern, eine genaue Erklärung über sein Vermögen 
abzugeben.

(3) Die Bekanntmachung der Vermögensbeschlagnahme und ihre Auf­
hebung an den Beschuldigten oder den Angeklagten erfolgt durch Zu­
stellung. Sie werden außerdem durch Aushang an der Gerichtstafel be­
kanntgemacht Für die Eintragung der Vermögensbeschlagnahme gilt 
§ 114 Absatz 2 entsprechend.

§ 117
Wirkung der Beschlagnahme

(1) Eine Verfügung über einen beschlagnahmten Gegenstand ist der 
Deutschen Demokratischen Republik gegenüber unwirksam. Ebenso 
unwirksam ist sie gegenüber dem Geschädigten, wenn die Beschlagnahme 
zu seinen Gunsten erfolgt. Dies gilt auch für eine Verfügung durch 
Zwangsvollstreckung oder durch Vollziehung des Arrestes.

(2) Nach Bekanntgabe der Beschlagnahme ist gutgläubiger Erwerb an 
beschlagnahmten Gegenständen und beschlagnahmtem Vermögen aus­
geschlossen.
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